
Haucap, Justus

Article

Glücksspielstaatsvertrag: Endlich reguliert

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Haucap, Justus (2021) : Glücksspielstaatsvertrag: Endlich reguliert,
Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Springer, Heidelberg, Vol. 101, Iss. 8, pp. 583-,
https://doi.org/10.1007/s10273-021-2972-8

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/247803

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

  https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s10273-021-2972-8%0A
https://hdl.handle.net/10419/247803
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
583

Kurz kommentiert

nationale Erfahrung lehrt. Spielangebote im legalen Markt 
sind wiederum attraktiv, wenn Spielangebote nicht zu sehr 
eingeschränkt werden, Steuern keine wettbewerbsfähigen 
Angebote (Quoten) verhindern und die Authentifi zierung 
nicht zu umständlich ist. Auch wenn mit dem GlüStV 2021 
nach fast 20 Jahren rechtlicher Schwebezustände und blü-
hender Schwarzmärkte nun eine weitgehend sachgerechte 
Regulierung des Glücksspiels vorliegt, weisen die Regu-
lierungen im Hinblick auf Werberegeln, Spielprogramme, 
Einsatzlimits und anderes im Detail noch Schwächen auf. 
So wurde etwa nach § 6c Abs. 1 GlüStV 2021 ein anbieter-
übergreifendes Einzahlungslimit von 1.000 Euro pro Monat 
eingeführt. Erhaltene Gewinne, die wiederum eingesetzt 
werden, zählen nicht dazu. Besser als ein Einsatzlimit wäre 
ein Verlustlimit, gegebenenfalls sogar mit höheren Limits, 
sofern jemand ein höheres Einkommen nachweisen kann.

Ratsam wäre es auch gewesen, angesichts der Dynamik 
des Glücksspielmarkts, der technologischen Entwicklun-
gen und der Notwendigkeit, Regulierungen immer wieder 
zu evaluieren, weniger Details im Glückspielstaatsvertrag 
auf Gesetzesebene vorzugeben, sondern besser der neuen 
Aufsichtsbehörde für das Glücksspiel mehr Ermessen zu-
zugestehen und gegebenenfalls auch die rechtliche Kom-
petenz einzuräumen, selbst Verordnungen zu erlassen. Wie 
die Geschichte der letzten 20 Jahren zeigt, verläuft die Ab-
stimmung zwischen 16 Bundesländern stets schleppend. 
Die Anpassung der Glücksspielstaatsverträge dauert da-
her sehr lange. Da aber in der Regulierung auch schnelles 
Handeln erforderlich sein kann, wäre es umso wichtiger, 
die Aufsichtsbehörde mit den entsprechenden Regelungs-
kompetenzen auszustatten. Scheitern kann die gesamte 
Glücksspielregulierung schließlich an der unsachgemä-
ßen Besteuerung. Die beschlossene Spieleinsatzsteuer 
von 5,3 % droht, die Wettbewerbsfähigkeit deutscher An-
bieter im Bereich von Online-Poker, Online-Casino und 
bei virtuellen Automatenspielen sehr ernsthaft zu gefähr-
den. Deutschland ist in der EU das einzige Land mit einer 
Spieleinsatzsteuer, alle anderen EU-Staaten verwenden 
bei Online-Glücksspielen außer Sportwetten eine soge-
nannte Bruttospielertragssteuer, bei der allein die Diffe-
renz zwischen Ein- und Auszahlungen besteuert wird. Eine 
Spieleinsatzsteuer von 5,3 % entspricht umgerechnet einer 
Bruttospielertragssteuer von etwa 57 %. Dies ist das Drei-
fache des EU-Durchschnitts und dürfte daher ein massives 
Abwandern von Spieler:innen in den Schwarzmarkt induzie-
ren. Bei allen Schwächen in den Details ist die überborden-
de Besteuerung eindeutig das gravierendste Problem, das 
den gesamten GlüStV 2021 letztlich auch zum Scheitern 
bringen kann. Hier besteht erheblicher Korrekturbedarf.
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Glücksspielstaatsvertrag

Endlich reguliert

Dass manche Leute einen mehr oder minder stark ausge-
prägten (Glücks-)Spieltrieb haben, mag bedauerlich sein 
oder auch nicht. Durch Verbote allein wird dieser jedoch 
nicht gestillt – im Gegenteil: Die Lehren der Vergangen-
heit zeigen, dass das Spielbedürfnis dann illegal befriedigt 
wird und so insbesondere Spieler- und Jugendschutz be-
sonders schwer zu gewährleisten sind. Der Spieltrieb ver-
schwindet nicht durch Verbote, denn gerade im digitalen 
Zeitalter wird es durch Online-Angebote zunehmend ein-
fach, diesem Bedürfnis nachzugehen. Dies gilt umso mehr, 
weil in der ganz überwiegenden Mehrheit der EU-Mitglied-
staaten Online-Glücksspiele wie Online-Poker (in 23 von 
27 Staaten) und Online-Casinos (in 22 von 27 Staaten) le-
gal sind. Ein Totalverbot in Deutschland ist daher auch mit 
dem Binnenmarkt schwer zu vereinbaren. Diese Einsicht 
hat auch die Gesetzgebung inzwischen gewonnen. Nach 
einer fast 20-jährigen Historie europarechts- und teils auch 
verfassungsrechtswidriger Verbote von Online-Glücks-
spielen ist zum 1. Juli 2021 der neue Glücksspielstaatsver-
trag (GlüStV 2021) in Kraft getreten.

Ein wesentliches Ziel der Glücksspielregulierung besteht 
darin, das Spielen in legale Bahnen zu lenken. Auch aus öko-
nomischer Sicht ist dies aus mindestens zwei Gründen zu 
begrüßen: Erstens kann so der Markt reguliert und Spieler- 
und Jugendschutz, wenn auch nicht perfekt, so doch bes-
ser gewährleistet werden als auf dem Schwarzmarkt. Und 
zweitens lassen sich durch eine sachgerechte Besteuerung 
auch Staatseinnahmen erzielen, die – zumindest theore-
tisch – für sinnvolle Vorhaben ausgegeben werden können. 
Die Glücksspielregulierung der vergangenen 20 Jahre war 
hingegen im Wesentlichen ein Lehrstück für politisches Ver-
sagen. Unter fortwährender Missachtung von Europa- und 
bisweilen auch Verfassungsrecht wurden zum einen Grund-
freiheiten der Bürger:innen eingeschränkt, zum anderen gab 
es aber keinen wirksamen Jugend- und Spielerschutz. 

Um ein Marktversagen durch Informationsasymmetrien zu 
verhindern und um die Gefahr der Spielsucht zu reduzie-
ren, ist es essenziell, die Nachfrage in ein legales Umfeld zu 
kanalisieren. Damit eine hohe Kanalisierungsrate erreicht 
werden kann, dürfen legale Angebote im Vergleich zum 
Schwarzmarkt nicht zu unattraktiv sein. Ansonsten kommt 
es zu einer Abwanderung der Spieler:innen in den unre-
gulierten Schwarzmarkt, wie die deutsche und die inter-
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